
Hinweise zum Markieren
der Gesetzestexte

Gemäß den gleich lautenden Erlassen der obersten Finanzbehörden der 
Länder über die als Hilfsmittel für die Steuerberaterprüfung zugelassenen 
Textausgaben dürfen die zugelassenen Gesetzestexte Unterstreichun-
gen und Markierungen sowie Hilfen zum schnelleren Auffinden der Vor-
schriften (sog. Griffregister), jedoch keine weiteren Anmerkungen oder 
Eintragungen enthalten. Die Griffregister dürfen Stichworte aus der
Überschrift und Paragraphen enthalten. Eine weitere Beschriftung ist 
nicht zulässig.

Was die Markierungen betrifft, bietet sich unseres Erachtens folgende 
Vorgehensweise an:

1. Markieren Sie die Tatbestandsmerkmale der einzelnen Normen, die 
Rechtsfolgen und die Ausnahmen jeweils in unterschiedlichen Far-
ben.

2. Für die Tatbestandsmerkmale empfehlen wir gelbe Farbe, da diese 
am wenigstens optisch aufträgt und am wenigsten auf die Rückseite 
der Gesetzestexte durchdrückt.

3. Für die Rechtsfolgen bietet sich eine Markierung mit grüner Farbe
an.

4. Ausnahmen, welche eine Norm beinhaltet, können mit roter Farbe
gekennzeichnet und damit optisch leichter erkennbar gemacht wer-
den.

Beispielhafte Markierungen zu § 1 EStG, § 32 EStG sowie zu den 
§§ 120, 121 und 125 AO finden Sie als Muster anbei.

Achten Sie vor allem am Anfang darauf, sich - wie im Muster dargestellt 
- bei Ihren Markierungen strikt auf Tatbestandsmerkmale, Rechts-
folgen und Ausnahmen zu beschränken.

Übermäßig markierte Gesetzestexte helfen Ihnen nicht weiter und müs-
sen von betroffenen Teilnehmern nach unserer Erfahrung noch vor dem 
Examen durch neue Exemplare ersetzt werden.



§ 1 EStG Steuerpflicht

(1)

Natürliche Personen, die im Inland einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, sind unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtig. Zum Inland im Sinne dieses Gesetzes gehört auch der der Bundesrepublik Deutsch-
land zustehende Anteil am Festlandsockel, soweit dort Naturschätze des Meeresgrundes und des Meeresunter-
grundes erforscht oder ausgebeutet werden oder dieser der Energieerzeugung unter Nutzung erneuerbarer 
Energien dient. (1)

(2)

Unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind auch deutsche Staatsangehörige, die

1. im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben und

2. zu einer inländischen juristischen Person des öffentlichen Rechts in einem Dienstverhältnis stehen und 
dafür Arbeitslohn aus einer inländischen öffentlichen Kasse beziehen,

sowie zu ihrem Haushalt gehörende Angehörige, die die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen oder keine Ein-
künfte oder nur Einkünfte beziehen, die ausschließlich im Inland einkommensteuerpflichtig sind. Dies gilt nur für 
natürliche Personen, die in dem Staat, in dem sie ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, 
lediglich in einem der beschränkten Einkommensteuerpflicht ähnlichen Umfang zu einer Steuer vom Einkommen 
herangezogen werden.

(3)

Auf Antrag werden auch natürliche Personen als unbeschränkt einkommensteuerpflichtig behandelt, die im Inland
weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, soweit sie inländische Einkünfte im Sinne des 
§ 49 haben. Dies gilt nur, wenn ihre Einkünfte im Kalenderjahr mindestens zu 90 Prozent der deutschen Einkom-
mensteuer unterliegen oder die nicht der deutschen Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte den Grundfreibe-
trag nach § 32a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 nicht übersteigen; dieser Betrag ist zu kürzen, soweit es nach den 
Verhältnissen im Wohnsitzstaat des Steuerpflichtigen notwendig und angemessen ist. (2) Inländische Einkünfte, 
die nach einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung nur der Höhe nach beschränkt besteuert 
werden dürfen, gelten hierbei als nicht der deutschen Einkommensteuer unterliegend. Unberücksichtigt bleiben 
bei der Ermittlung der Einkünfte nach Satz 2 nicht der deutschen Einkommensteuer unterliegende Einkünfte, die 
im Ausland nicht besteuert werden, soweit vergleichbare Einkünfte im Inland steuerfrei sind. (3) Weitere Voraus-
setzung ist, dass die Höhe der nicht der deutschen Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte durch eine Be-
scheinigung der zuständigen ausländischen Steuerbehörde nachgewiesen wird. Der Steuerabzug nach § 50a ist 
ungeachtet der Sätze 1 bis 4 vorzunehmen.

(4)

Natürliche Personen, die im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, sind vorbe-
haltlich der Absätze 2 und 3 und des § 1a beschränkt einkommensteuerpflichtig, wenn sie inländische Einkünfte 
im Sinne des § 49 haben.

§ 32 EStG Kinder, Freibeträge für Kinder

(1)

Kinder sind

1. im ersten Grad mit dem Steuerpflichtigen verwandte Kinder,

2. Pflegekinder (Personen, mit denen der Steuerpflichtige durch ein familienähnliches, auf längere Dauer 
berechnetes Band verbunden ist, sofern er sie nicht zu Erwerbszwecken in seinen Haushalt aufge-
nommen hat und das Obhuts- und Pflegeverhältnis zu den Eltern nicht mehr besteht). (2)

§ 120 Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt
(1)
Ein Verwaltungsakt, auf den ein Anspruch besteht, darf mit einer Nebenbestimmung nur versehen werden, wenn sie 
durch Rechtsvorschrift zugelassen ist oder wenn sie sicherstellen soll, dass die gesetzlichen Voraussetzungen des 
Verwaltungsakts erfüllt werden.
(2)
Unbeschadet des Absatzes 1 darf ein Verwaltungsakt nach pflichtgemäßem Ermessen erlassen werden mit 

1. einer Bestimmung, nach der eine Vergünstigung oder Belastung zu einem bestimmten Zeitpunkt beginnt, endet 
oder für einen bestimmten Zeitraum gilt (Befristung),

2. einer Bestimmung, nach der der Eintritt oder der Wegfall einer Vergünstigung oder einer Belastung von dem un-
gewissen Eintritt eines zukünftigen Ereignisses abhängt (Bedingung),

3. einem Vorbehalt des Widerrufs 
4. oder verbunden werden mit 
5. einer Bestimmung, durch die dem Begünstigten ein Tun, Dulden oder Unterlassen vorgeschrieben wird (Auflage),
6. einem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung einer Auflage.

(3)
Eine Nebenbestimmung darf dem Zweck des Verwaltungsakts nicht zuwiderlaufen.

§ 121 Begründung des Verwaltungsakts
(1)
Ein schriftlicher, elektronischer sowie ein schriftlich oder elektronisch bestätigter Verwaltungsakt ist mit einer Begrün-
dung zu versehen, soweit dies zu seinem Verständnis erforderlich ist.
(2)

1. Einer Begründung bedarf es nicht,
2. soweit die Finanzbehörde einem Antrag entspricht oder einer Erklärung folgt und der Verwaltungsakt nicht in 

Rechte eines anderen eingreift,
3. soweit demjenigen, für den der Verwaltungsakt bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, die Auffassung der 

Finanzbehörde über die Sach- und Rechtslage bereits bekannt oder auch ohne Begründung für ihn ohne weiteres 
erkennbar ist,

4. wenn die Finanzbehörde gleichartige Verwaltungsakte in größerer Zahl oder Verwaltungsakte mit Hilfe automati-
scher Einrichtungen erlässt und die Begründung nach den Umständen des Einzelfalls nicht geboten ist,

5. wenn sich dies aus einer Rechtsvorschrift ergibt,
6. wenn eine Allgemeinverfügung öffentlich bekannt gegeben wird.

§ 125 Nichtigkeit des Verwaltungsakts
(1)
Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an einem besonders schwer wiegenden Fehler leidet und dies bei verständiger 
Würdigung aller in Betracht kommenden Umstände offenkundig ist.
(2)
Ohne Rücksicht auf das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1 ist ein Verwaltungsakt nichtig, 

1. der schriftlich oder elektronisch erlassen worden ist, die erlassende Finanzbehörde aber nicht erkennen lässt,
2. den aus tatsächlichen Gründen niemand befolgen kann,
3. der die Begehung einer rechtswidrigen Tat verlangt, die einen Straf- oder Bußgeldtatbestand verwirklicht,
4. der gegen die guten Sitten verstößt.

(3)
Ein Verwaltungsakt ist nicht schon deshalb nichtig, weil 

1. Vorschriften über die örtliche Zuständigkeit nicht eingehalten worden sind,
2. eine nach § 82 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 6 und Satz 2 ausgeschlossene Person mitgewirkt hat,
3. ein durch Rechtsvorschrift zur Mitwirkung berufener Ausschuss den für den Erlass des Verwaltungsakts vorge-

schriebenen Beschluss nicht gefasst hat oder nicht beschlussfähig war,
4. die nach einer Rechtsvorschrift erforderliche Mitwirkung einer anderen Behörde unterblieben ist.

(4)
Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Verwaltungsakts, so ist er im Ganzen nichtig, wenn der nichtige Teil so wesent-
lich ist, dass die Finanzbehörde den Verwaltungsakt ohne den nichtigen Teil nicht erlassen hätte.
(5)
Die Finanzbehörde kann die Nichtigkeit jederzeit von Amts wegen feststellen; auf Antrag ist sie festzustellen, wenn der 
Antragsteller hieran ein berechtigtes Interesse hat.


